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Legalisierter Diebstahl: Der Fiskus und der 
Raub ,,jüdischen Vermögens" in Stadt und 
Landkreis Gießen 1933-1945 
Susanne Mein1 

,,Mitte September 1942 erschienen bei den jüdischen Familien, die 
man in einigen Häusern Giessens zusammengepfercht hatte, Beamte 
der ,Gestapoc und befahlen ihnen, die Koffer zu packen. Jeder durfte 
einen Rucksack oder Koffer mitnehmen und ausserdem noch Handge- 
päck, soviel er tragen konnte. Die Sachen mussten in Gegenwart der 
,Gestapoc gepackt werden, und was den Herren nicht genehm war, 
durfte nicht mitgenommen werden. [...I Ebenso nahm man uns bereits 
in Giessen Geld und andere Wertgegenstände ab. Zwei Stunden später 
erschien ehlastwagen und brachte uns in eine Schule. Dorthin kamen 
im Laufe des Tages auch alle Juden aus der Umgebung. Drei Tage 
blieben wir in Giessen liegen, und dann brachte man uns nach Darm- 
stadt. Beim Verladen bekam man schon einen kleinen Vorgeschmack 
von dem was uns in Zukunft erwartete; denn es hagelte nur so von 
Fusstritten und Schimpfivorten schlimmster Art. [...I In Darmstadt, dem 
Sammelplatz für alle Juden des Volksstaates Hessen [...I wurden wir 
nochmals durchsucht. Bei dieser Durchsuchung wurde uns alles, was 
wir vielleicht noch an Wertgegenständen wie Uhren, Geld oder Gold 
bei uns hatten, abgenommen." Anschließend zwang man die Ver- 
schleppten die Einnigserkläning ihres Vermögens, die sie als Staats- 
feinde einstufte, zu unterzeichnen: ,,Dann wurden wir in 2 Gruppen 
geteilt. Zu der einen Gruppe gehörten alle Juden unter 65 Jahren, zu der 
anderen alle über 65 Jahren, Schwerkriegsbeschädigte und Inhaber des 
Ehrenkreuzes. Diejenigen über 65 kamen nach Th[eresienstadt], die 
anderen wurden nach Polen verschleppt."' 

Der Schreiber dieses Berichtes, der Gießener Louis Stern, war vom 
Schicksal begünstigt: Er kam nicht in eines der Vernichtungslager, 
sondern überlebte in Theresienstadt und kehrte 1945 nach Gießen zu- 
rück. Vom Finanzamt Gieße? erhielt er 1946 ,jüdisches6' Mobiliar als 
Ersatz für das ihm geraubte. Verbittert schrieb er in einem Bericht für 
die amerikanische Militärregierung: ,,Keiner wollte Nazi gewesen sein 
... Alle waren dagegen und doch hat alles mitgemacht" - auch die 
Finatlzbeamten, die an der ,,Verwaltung und Verwertung jüdischen 
Eigentums" beteiligt waren und dafür in der Regel juristisch nie zur 

1 Ludwig [Louis] Stern, K.Z.-Theresienstadt, o. M., Stadtarchiv Gießen, 86/55. 
2 Empfangsbescheinigung Louis Stern, RiickerstaMuigsverfahre.n Soetbeer, Hessisches 

Hauptstaatsarchiv Wiesbaden (HHStA W), Abt. 51912, Nr. 2763 
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Rechenschaft gezogen wurden. Einige von ihnen gaben in den 
Rückerstattungs- und Entschiidigungsverfahren vor der Wiedergut- 
machungskammer Gießen gleichwohl Einblick in das, was sich nach 
dem Abtransport in den Wohnungen der Deportierten abgespielt hatte: 

,,Nach dem Abtransport der jüdischen Bürger wurden die Wohnun- 
gen von Polizei-Dienststellen versiegelt. Die Schlüssel in Umschlägen 
zusammen mit den Vermögensverzeichnissen kamen dann an uns. Ich 
musste als Kassenleiter die Schlüssel verwahren. Etwa 14 Tage nach 
der Versiegelung habe ich zusammen mit Regierungsrat Beuthner einen 
Rundgang gemacht und dort die Wohnungen an Hand der Ver- 
mögensverzeichnisse besichtigt. Wir haben dabei insbesondere nach 
Wertsachen Ausschau gehalten, also Gold, Silber, Schmuck usw. Dann 
wurde das Haus wieder abgeschlossen und wieder neu versiegelt, und 
zwar mit extra da& angefertigten Papierstreifen und Stempel des 
Fhamamts. Wiederum einige Zeit danach kam eine Anweisung vom 
Oberfbmpräsidenten in Dannstadt, dass die von uns verwalteten jüdi- 
schen Sachen an die NSV ~ationalsozialistische Volkswohlfahrt] zu 
verkaufen seien. Es wurden also an die NSV verkauft sämtliche Sachen 
aus den Wohnungen der jüdischen Bürger [...I. Die Sachen wurden 
dazu Stück für Stück aufgenommen. Die NSV hat die Sachen bezahlt 
und ich musste sie vereinnahmen. Damit war meine und unsere Tätig- 
keit überhaupt in Möbelangelegenheiten beer~det."~ 

Der Leiter des Gießener Finanzamts, Oberregierungsrat Wilhelm 
Schmidt, ergänzte lapidar: ,,Nach höherer Weisung wurden Wert- 
sachen, Sammlungen e t ~ .  durch eine Zentralstelle in Wien verwertet, 
Bücher durch eine Zentralstelle in Thüringen, Nilhaschinen gingen an 
eine Zentralstelle in Lociz zur Verwertung in Wehrmachtsreparatur- 
werksttltten, über echte Teppiche und Gemälde verfugte der Ober- 
finanzpräsident. [...] Über Art und Weise einzelner Sachen kann ich 
keine Auskunft geben. [...I Es war mir gelungen, das Finanzamt von der 
Verwertung der Gegenstände frei~uhalten".~ 

Alltag der Verwertungsbeamten im Jahr 1942. Diesen Statements 
wäre vitl hinzuzufügen, beispielsweise, dass die Finanzbtn Gießen, 
Hungen und Grünberg keineswegs von der Verwertung der Gegen- 
stände ,,freigehalten worden warenbb, dass keineswegs alles über Zen- 

3 Aussage Steuerhpektor Heinrich Keiler o.Dt., Anlage zu den Terminprotokoilen vom 
1 1 .September 195 1, HHStA W, Abt. 5 1912, Wiedergutmachungskammer Gießen, 
Riickerstattuugsverfahren Fritz Krebs. 

4 Schreiben ORR WiIheh Schmidt an die Wiedergutmachungskammer beim Landge- 
richt Gießen V. 1 1.9.195 1, ebd. 

5 1943 mit dem Finanzamt Gießen zusammengelegt. 
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tralstellen, schon gar nicht in Wien, abgewickelt wurde: und dass die 
N-chinen nicht für Reparaturzwecke der Wehrmacht, sondern zur 
groß angelegten Zwangsarbeit in Lodz, im ,,Ghetto Litzmannstadt", der 
dorthin deportierten Juden verwandt wurden: ,,Man spricht im Reich 
von der Division Getto Liiznmmtadt; denn die hier arbeitenden jüdi- 
schen Handwerker haben eine Division Handwerker im Reich für den 
Wehrmachtsdienst freigemacht", schrieb Anfang November 154 1 einer 
der deutschen Ghetto-Administratoren an den Reichsführer SS. 

Doch unter denen, die hier für Neckerrnann und andere große oder 
kleine Profiteure des NS-Unrechtsstaats Zwangsarbeit leisteten, befand 
sich vermutlich kein Gießener - die De~rtationszlige von Dannstadt 
gingen nach Treblinka und Theresienstadt. 

Auch in Gießen litten einige der aussagenden Finanz- und Polizei- 
beamten am ,,typisch deutschen Gedächtnisschwund", wie dies einer 
der in den Rückerstattungsverfahren tätigen Anwä1te bitter vermerkte9 
Es sollten erst vierzig Jahre vergehen, bis die Tätigkeit des Fiskus bei 
der ,,Verwaltung und Verwertun 'üdischen Venaögens" in den Blick- 
punkt der OEentlichkeit r8ckte.lg~ie Ausstellung ,,Betrifft: Aktion 3 - 
Deutsche verwerten jüdische Nachbarn" von Wolfgang Dreßen zeigte 
anhand des Beispiels Köln, wie eine scheinbar mitleidlose Biirokratie 
das Hab und Gut eines Teils der deutschen Bevölkerung verwertete und 
dies unta handfesTIBeteiligung eines anderen, großen Teils der deut- 
schen Bev6lkemg. In -Hessen fiihrte die bemerkenswerte Resonanz 
auf die Ausstellung dazu, dass der hessische FinariPninister Kar1 Star- 
zacher (SPD) 1998 die Finanzbehorden des Landes anwies, auch in 
ihren Altregistraturen nach derartigem Aktamaterial zu suchen. Die 
Ubergabe der in Hessen aufgefundenen Konvolute an das Hauptstaats- 
archiv in Wiesbaden führte zu einem ersten Dokumentations- und For- 

6 Vgl. dazu beispielsweise auch das ,,Zweite Merkblatt flir die Verwaltung und Verwer- 
tung des dem Reich verfallenen Venn6gens der abgeschobenen Juden" vom 19. Sep- 
tember 1942 des OFP Werth weiter unten im Text. 

7 Zum Ghetto Lodz vgl. ,Unser eioziger Weg ist Arbeit". Das Getto in Lodz 1940-1944, 
hg. V. Hanno Loewy und Gerhard Schoenberner. Wien 1990, Oskar Singer, ,Jm Eil- 
schritt durch den Geüoiag ...". Reportagen und Essays aus dem Getto Lodz, hg. V. 

Sascha Feuchert, E& Leibfned u.a, Beriin, Wien 2002. 
8 Monica Kin-, Gewaltsam verschleppt aus oberhessen. Die Deportation der Juden 

im September 1942 und in den Jahren 1943-1945, in: MOHG NF 85 (2000), S. 5-95. 
9 So der Kommentar des GieSenet Anwalts Dr. Kurt Paetow zu den üblichen Zeugenaus- 

sagen in den Rückerstaümgsverfahen. 
10 Eine Ausnahme bildet lediglich die umfamende Studie von Hans Giinther Adler, Der 

verwaltete Mensch. Studien zur Deportation der Juden aus Deutschland. Tübingen 
1974. 

11 Wolfgang DreBen, Betrifft ,,Aktion 3." Deutsche verwerten jadische Nachbarn. Doh- 
mente zur Arisiemg. Berlin 1998. 
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schungsprojekt, das - nach dem Regierungswechsel auch von der neuen 
Landesregierung unterstützt2 - seit Frühjahr 2000 vom Fritz-Bauer- 
Institut durchgeführt wurde. 

Die zahllosen Akten des Fiskus bilden die Basis fur diese erste Be- 
schreibung der Rolle der Finanzämter bei der Verfolgung der oberhes- 
sischen Juden anhand ausgewählter Einzelbeispiele. Eine umfassende 
Studie über das Schicksal jüdischer oder als Juden verfolgter Bürgerin- 
nen und Bürger der Stadt und des Landkreises Gießen steht gleichsam 
trotz der verdientpollen Studien von Erwin Knauß und Kurt Heyne bis 
heute noch aus. In den letzten Jahren erschienene Aufsätze von 
Monica Kingreen über die R"portati0nen aus Oberhessen und das 
Schicksal einzelner Familien geben erste Einblicke in die Leichen- 
fledderei, die die Finamhter nach den Transporten in die Ghettos und 
Vernichtungslager betrieben: ,,Organisierter Raubmord" nannte dies 
beispielsweise Mathilde Cahn in ihrem Tagebuch, die als ,,arischeG 
Ehefrau des letzten, durch seine ,,Mischeheu vor dem Tod geschützten 
Frankfurter Rechtsanwalts und Konsulenten Max L. Cahn Einblick in 
die perfide A~spl~~derungsmaschinerie in Hessen hatte wie kaum eine 
andere Zeitzeugin. 

Die Aktenlage kann trotz der beträchtlichen Verluste durch die 
Kriegseinwirkung und gezielten Aktenvemichtung M Frühjahr 1945 
inzwischen durch das von der Hessischen Landesregierung gefirderte 
Dokumentations- und Erschließungsprojekt als relativ gut bezeichnet 
werden. Die Ergebnisse dieses Projekts und die bereits seit einigen 
Jahren in den hessischen Staatsarchiven Wiesbaden und Darmstadt 
liegenden Devisen-, Rückerstattungs-, Entschädigungs- und Verwer- 
tungsakten ermtiglichen neue Studien zur Geschic$te der als Juden 
Verfolgte in den Jahres bis 1945 und darüber hinaus. 

12 Vgl. Susanne Meinl, ,,Niemand hat gefragt, was mit den Deportierten geschieht". Do- 
kumentations- und Forschungsprojekt zur fiskalischen Entrechtung und Ausplünderung 
der Juden 1933-1945, in: Fritz Bauer Institut, Newsletter, 9. Jg., Nr. 18 (Frühjahr 
2002), S. 13 f.; diess., Der Raubzug des Fiskus, in: ebd., Jg. 9, Nr. 19 (Herbst 2000), S. 
11 ff. 

13 Emin KnauB, Die jüdische Bevölkerung Gießens 1933-1945. E i e  Dokumentation, 3 
erw. Auflage, Wiesbaden 1982; Kurt Heyne u.a., Judenverfolgung in Gießen und Um- 
gebung 1933-1945, in: MOHG NF 69 (1984), S. 1-315. 

14 Monica Kingreen, Jüdisches Landleben in Windecken, Ostheim und Heldenbergen, 
Hanau 1995, 2. Auflage; diess., Gewaltsam verschleppt, S. 5-58; diess., Michael May- 
nard, Erinnerungen eines jüdischen Jungen an die Jahre 1933-1939. Alsfeld-Frankfurt- 
Gambach-KZ-Buchenwald, in: MOHG NF 86 (2001), S. 69-88. 

15 In Auszügen 1999 im Band 65 des ,,Archivs für Frankfurter Geschichte und Kunst" 
veröffentlicht. 

16 Die Liste der erschlossenen Akten k&inen über die Homepage des Hauptstaatsarchivs 
Wiesbaden aufgerufen werden. 
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Auch dars Stzdtmchiv Gießen V&@ tiber einen wichtigen AJsten- 
fand, da Banmd so genannter , , S t e u m  j&hw Wkgd', % 
vom FEnrrrrnlmt GiGießen an das Stadtarchiv G i e k  abgegeben vmmbn. 

alhduigs keine 
Juden aus Gie&m 

atammm vemtlicch Obhut des letzten Konnikntm in Gie&a 
Dr. Laldwig Komw, und dcs v q d -  ead Diplom- 
Volhvhtw, B. WiZBeIm Biwhheimer, die beide zdhiche der in 
Gi& verbliebenen Juden bei der V m g  ihrer VmMgen oder 

L- 
17 An dieser Stelle eine kurze Bemerkung zu dem Aktenbestand. In einer Akte findet sich 

ein Klebezettel mit dem Vermerk ,,Rollschrank 10 - Judenakten Finanzamt". Es sind 
jedoch keine eigentlichen Finamamtsakten, d.h. regulh Steuer- oder Verm6gensver- 
wertungsakten. Zahlreiche der Akten stammen aus dem Besitz des Verm6gensverwal- 
ters Dr. WilheIm Bachenheimer, oder des Rechtsanwalts und leWen Giessener ,,Km- 
sulenten", Dr. Ludwig Rosenthal, die das VermOgen versbdxner, bereits deportierter 
oder ausgewanderte Giesener Juden verwalteten. Sie gelangten bei der Abwicklung 
der Wohnungen'an die Verwertungsstelle des Finanzamts. Für diese Hypothese spricht, 
dass die Akte von Louis Stem beispielsweise den Vermerk enthiüt: ,,Von NSV (Hortig) 
[der Kreisamtsleiter der NSV] erhalten - 01. 10.1942" unteneicbnet mit der Paraphe" 
L.", vermutlich vom Verwertungsbeamten Heixuich Lochmann. 
Ein Abgleich mit der Liste der im September aus Gießen deportierten Juden macht 
deutlich, dass es sich um die bei dieser ,,Aktionu oder ,,Welle" angefallenen Akten hau- 
delt. Der Vernichtung durch die Bombenangriffe aiif Gießen insbesondere im Dezem- 
ber 1944 entgingen sie vielleicht deshalb, weil sie in einem anderen Zimmer ais die 
Verwertungsakten untergebracht wwaren, die bei einem Volltreffer auf das Finanzamt 
angeblich verbrannten. Warum sie bei der vom ReichsF 

' 
'ster angeordneten 

Vernichtung der Judenakten im September 1944 und Februar 1945 nicht eingestampft 
oder verbrannt wurden, ist unbekannt. Für eine gezielte Aufbewahrung spricht, dass 
diese VermQpmkten zahlreiche Hinweise auf ausstehende Schulden etc. enthalten. 
Diese Akten unterlagen einer zentralen Aufbewahrungsfinst, da nach dem Endsieg die 
,,EntjudungU noch einmal auf mOgliche ,,ArisiemngsgewinneL' tiberprüft und die Nutz- 
n i e k  zu einer Zahlung an den Staat verpflichtet werden sollten. Glaubte da im Giesse 
ner Finanzamt noch jemand an den Endsieg oder wollte er sich für die Nachkriegszeit 
ein Alibi verschaffen? 

18 Dr. Ludwig Rosenthal wurde im September 1942 mit seinem Vater Marcus und seiner 
Mutter Rosa nach Theresienstadt deportiert. Er starb dort im Febniar 1943, vgl. Erwin 
Knauß, Die jüdische BevOlkemng Gießens 1933-1945. E i e  Dokumentation, 3. erw. 
Aufiage, Wiesbaden 1982, S. 237 f. Nach Erinnerungen des Theresienstad-*leben- 
den Ludwig Stem wurde Ludwig R08enthal von Thedenstadt nach Polen deportiert 
(Auschwitz?) und umgebracht, sein Vater starb im Jamüir 1943 in nieresiemtadt, vgl. 
Ludwig Stem, K.Z.-Theresiemtadt, o. M., Stadkuchiv Gießen, 86/55. 
Seine Verwertun- blieb nicht erhalten, jedoch die seines Vaters, die zahlreiche 
Hinweise auf die Verwerimg des Besitzes enthiüt, vgl. Hessiaches Staatsmhiv Darm- 
stadt HStA D, G 36, NI. 39, Verwemmgsalrte M a m s  Rosenthal. 

19 Dr. Wilhelm Bachenheimer, Diplom-Volkswirt wurde im September 1942 nach There- 
sienstadt (?) deportiert. Er starb in Auschwitz, vgl. Knauß, JUdische BevOlkerung 
Gießens, S. 213. 
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der Vorbereitung der Flucht berieten.20 Ludwig Rosenthal und sein 
verzweifelter Versuch, noch in den Monaten vor dem Kriegseintritt der 
USA und dem Verbot der legalen Auswanderung aus Deutschland zu 
flüchten, ist eines der Schicksale der 1933 als ,Judenu registrierten 
Gießener (1.264 Personen, als $?den hatten sich selbst nur 855 bei der 
Volkszählung 1933 bezeichnet) aus der Stadt und dem Landkreis, die 
anhand ihrer Steuer-, Devisen-, Verwertungs- oder Rückerstattungs- 
akten in einer ersten Rekonstruktion skizziert werden: Das des 1937 in 
die USA geflüchteten Rechtsanwalts Albert Aaron, der Landjuden- 
familie Grünebaum, des Arztes Franz Soetbeer, der als sogenannter 
,,HalbjudeU 1933 seine Professur an der Giessener Universität verloren 
hatte, des bekannten Bankiers Moritz Herz, des jungen Kaufmann- 
sohnes in$$ert Fuld und des letzten Gießener ,,Konsulentenb', Ludwig 
Rosenthal. 

Doch zuvor ein Blick auf die Behörde, den Reichsfiskus, und seine 
Dienststellen im Bereich des heutigen Landes Hessen. Denn auch die 
hessischen Finanzbehörden gmpfanden sich selbst ,,in vorderster Front 
gegen die Judenbb eingesetd - und handelten entsprechend. 

20 Das Bestandsveneichnis AUirt zwar Einzelakten zu Bachenheimer und Rosenthal auf, 
die Akten selbst sind inzwischen erst provisorisch geordnet und vomerzeichnet. Der 
Steuerarntmann Georg Hambach h e r t e  sich 1951 daran, dass von den bei dem 
BombenangriE vom 6. Dezember 1944 verrannten Akten fast keine Verwemmgsakten 
übrig geblieben seien. Er selbst kenne aus der Zeit nach 1945 ,,nur ein anscheinend 
übrig gebliebenes Aktenstiick Ludwig Rosenthal". Aussage Georg Hambach o.Dt., 
Anlage zu den Termhpmtokollen vom 11. September 1951, HHStA W, Abt. 51912, 
Wiedergutmachungskammer Gießen, Rückerstattungsverfahren Fritz Krebs. 

21 Zahlen nach Erwin Knauß, Die jüdische BevOlkerung Gießens 1933-1945. Eine Doku- 
mentation, 3 erw. Auflage, Wiesbaden 1982, S. 34; Thea Altaras, Stätten der Juden in 
Gießen. Von den m g e n  bis heute, KOnigsteinlTs. 1998, S. 42. 

22 Einige der Schicksale werden auch in der Aussteiiung ,,Legalisierter Raub - Der Fiskus 
und die Ausplünderung der Juden in Hessen 1933-1945" des Fritz Bauer institutes und 
des Hessischen Rundfunks aufgegriffen, die im Frühjahr 2003 in Gießen zu sehen sein 
wird. 

23 So die Formulierung des Regierungsrats und pmonlichen Referenten im Reichsfinanz- 
rninisterium, Wilhelm Dohnandt, zur Judenverm6gensabgabe" in der ,,Deutschen 
Steuerzeitung" V. 28.1.1939, zit. n. Stefan Mehl, Das Reichsfinanzministexium und die 
Verfolgung der deutschen Juden. Berlin 1990, S. 73. 

MOHG NF 87 (2002) 



I. Der Aufbau der Reichsfinanzverwaltung 

Abb. 1 Die OFP-Bezirke Kassel und Dannstadt, HHStA Wiesbaden 

Auf dem Gebiet des heutigen Landes Hessen existierten zwei Ober- 
finanzpräsidien: Kassel und ,,Hessen in Darmstadt", kurz: Darmstadt. 
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Der Oberfimanzbezirk Kassel umfasste die preußische Provinz Hessen- 
Nassau (die Regierungsbezirke Kassel und Wiesbaden), zum Ober- 
fmaflzbezirk Darmstadt zählten die Gebiete des fiiiheren Volksstaates 
Hessen: Rheinhessen (heute Rheinland-Pfalz), Starkenburg und Ober- 
hessen. Entsprechend der regionalen Zuständigkeit der beiden OFPs 
(bis 1937 Landesfinaflzämter) war jedem Oberfinanzpräsidenten eine 
Devisenstelle zugeordnet (die institutionell jedoch dem Reichswirt- 
schaftsministerium unterstanden); zusätzlich bestand in Frankfurt, mit 
rund 5% 1933 eine der Smte  q t  dem höchsten jüdischen Bevölke- 
rungsanteil im Deutschen Reich, eine weitere Devisenstelle. Die zu- 
meist von Reichsbankdirektoren geleiteten Devisenstellen überwachten 
in Kooperation mit den örtlichen Finanzämtern und dem Zoll den 
Zahlungsverkehr, die Auswanderung und später jegliche Finanztrans- 
aktionen der Juden; Verstöße wurden zum Teil mit drakonischen Stra- 
fen geahndet. 

Obwohl Kompetenz und Aufgaben eindeutig geregelt waren, ist 
aufgrund der disparaten Aktenlage nur wenig über die hessischen Devi- 
senstellen bekannt, sieht man von den Tzpnden  von Einzelfallakten 
aus dem Bereich des OFP Kassel ab. Einem Dossier der US- 
Militiiradministration lässt sich zumindest fiir die Devisenstelle Frank- 
fbrt eine Personalstruktur erkennen: So arbeiteten in der Devisenstelle 
vor allem ehemalige oder noch im Amt befindliche, dorthin delegierte 
Bankbearnte, die vor ihrem Eintritt fiiiher hilufig in ,jüdischenb' Banken 
gelernt und gearbeitet hatten. Ihre intimen Kenntnisse machten sie zu 
wertvollen und willigen Funktionsträgern 9 NS-Staates, deren Partei 
jedoch nur ein kleiner Teil angehörte. Von der Devisenstelle 
Darmstadt, in deren Zuständigkeitsbereich Gießen fiel, ist durch die 
fast vollkommene Vernichtung der Unterlagen im September 1944 
wenig bekannt; die Devisenakten wurden bis auf die Kartei vollständig 

24 Vgl. Monica Kingreen: ,,EUiflihningU. In: diess. (Hg.): Nach der Kristallnacht. Jüdi- 
sches Leben und antijüdische Politik in Frankfurt arn Main 1938-1945. FrankfÜri/M., 
New York 1999, S. 9. 

25 Das Hessische Hauptstaatsarchiv Wiesbaden verwahrt etwa nind 40.000 
Einzelfallakten der Devisenstellen Frankfhrt und Kassel. Auch wenn es sich hier nicht 
nur um als Juden oder ,jüdische Firmen" Verfolgte handelt, so dürfte dieser Bestand 
einer der umfangreichsten B-de an Devisenakten in Deutschland sein. 

26 OMGUS-Files der Devisenstelle Frankfurt und Castle (sic!) sowie die Übersicht im 
File ,,Devisenstelle-Organization and functions", United States National Archives, 
College Park, RG 260: Records of the Property Division Branch - Records of the 
Branch Chief 1944-1950, Box 6. In den Archives werden übrigens auch erst seit 
kurzem freigegebene Berichte des Counterintelligence Corps der US Army über die 
politische und 6konomische Situation in der Stadt Gießen von 1945 bis 1951 verwahrt, 
die interessante Informationen zur Bildung der politischen Parteien, der 
Entnazifiziening und der „Wiedergutmachung6' enthalten. 
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vernichtet. Aber auch die beiden anderen Devisenstellen waren an der 
Ausplünderung der Giessener Juden beteiligt, z.B., wenn diese in Vor- 
bereitung ihrer ,,Auswanderungu nach Frankfurt gezogen waren oder 
Besitz in der Stadt oder dem Landkreis Gießen hatten. Zusammen mit 
der Gestapo, süidtischen Behörden, den Industrie- und Handelskam- 
mern, Auswandererberatungsstellen, den Banken, die mehr oder minder 
vorauseilend gehorsam die Wertpapierdepots, Safes und Konten 
anmeldeten und später dem Fiskus auslieferten, war schon Mitte der 
dreißiger Jahre ein Netzwerk der Kontrolle und ffberwachung entstan- 
den, das als Basis bei der Ausplünderung der Emigranten und Depor- 
tierten fungierte. 

Eingebunden in dieses Netzwerk waren auch die Post und Spedi- 
tionsunternehmungen und vor allem auch der deutsche ,,Volksgenosse" 
und die ,,deutsche Volksgenossin": Sie trugen mit Denunziationen an 
die Gestapo, die Partei und die Fin-ter nachdrficklich zur Einlei- 
tung von Strafverfahren und DevisenprUfungen und den Zwangsver- 
W e n  - der so genannten Msierung - von Geschäften und Grund- 
stiicken bei. Doch auch dieses spezielle Kapitel der ,,Ordinary Ger- 
manscc ist bil$tng für Gießen und Oberhessen nur in Ansatzen beschrie- 
ben worden. 

II. Das politische Selbstverständnis der hessischen Finanz- 
beamten 

Berejis vor 1933 zählten Teile der Beamtenschaft zu den Anhängern 
Hitlers. So waren beispielsweise die beiden hessischen Gauleiter 
Jakob Sprenger (Frankfixt) und Kar1 Weinrich (Kassel) ehemalige 
Beamte der Reichspost bzw. der Reichsfmanzverwaltung, der Leiter 
des Reichsbundes der Deutschen Beamten, der einstige Oberzollsekre- 
tär Hermann Neef, war ,,Alter Kämpfer". und Landtagsabgeordneter 
der hessischen NSDAP. Vom Finanzbeamten Dr. Dexheimer vom 
Finan~amt~~Gießen ist bekannt, dass er schon 1932 der NSDAP 
angehörte. 

27 Vgl. Dieter Steil, Juden im Wirtschaftsleben des Kammerbezirks, in: 125 Jahre In- 
dustrie und Handelskammer Gießen. Wirtschaft in einer Region, hg. V. Helmut Ber- 
ding, Dannstadt 1997, S. 1 13-140. 

28 Vgl. dazu Hans Mommsen, Beamtentum im Dritten Reich, Stuttgart 1966; zur Rolle 
der Beamten beim Aufstieg der hessischen NSDAP Eberhard Schon, Die Entstehung 
des Nationalsozialismus in Hessen, MeisenheimIGlan 1972; als Selbstzeugnis Adalbert 
Gimbel, Kar1 Hepp, So ldlmpften wir! Schilderungen der Kampfieit der NSDAP im 
Gau Hessen-Nassau, Frankfurt 1941. 

29 Entnazifizierungsakte Dr. Hans Werth, Niedersächsisches Hauptstaatsarchiv Hannover. 
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Abb. 2: Heinrich Voß, Ober- 
finanzpräsident von 
Kassel, 1936-1 943 
(BundesfinanzaKademie) 

Abb. 3: Dr. Hans W'erth, Ober- 
finanzprräsident von 
Darmstadt, 1936-1945 
(Bundesfinanzahdemie) 

Mit dem Machtantritt der Nationalsozialisten forderte das Reichs- 
finanzministerium, insbesondere der Staatssekretar und ,,Alte Kampfer"' 
Fritz Reinhardt, die Finanz- und Zoilbeamten nachdrücklich zum 
Eintritt in die NSDAP auf. Auch die Obedhmpr&identen Heinrich 
Voß (Kassel) und Dr. Hans Werth (Darmstadt) unterstützten die 
Werbekampagnen um den ,,deutschen Beamten". Obwohl sich die.. 
Mehrheit der Beamten als treue Staatsdiener empfanden und die NS- 
Gesetze ohne größeren Widerstand durchführten, traten trotz der ideo- 
logischen Indoktrination und des Drucks der Vorgesetzten bis 1937 
zumeist nur diejenigen in die NSDAP ein, die sich als m g e r  des 
neuen Regimes betrachten oder sich davon berufliche Vorteile ver- 
sprachen. Wer sich der Partei verweigerte, musste mit Karrie- 
renachteilen rechnen; entlassen wurde er jedoch nicht. Bis 1937 war 
nur etwa ein Drittel der Finanzbeamten dem Ruf der Partei gefolgt. In 
einem Rundschreiben des ,,Amts ftir Beamte" im Gau Kurhessen vom 
Oktober 1937 heißt es mit drohendem Unterton: ,,Die Partei erwartet 
den deutschen Beamten. Ein Beamter, der nicht die Absicht hat, der 
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NSDAP zu dienen, kann logischerweise nicht die Absicht haben, ehr- 
lich dem deutschen Volk zu dienenu3' Auch der Oberfhmzpräsident 
von Darmstadt legte seinen Beamten 1937 nahe, in die NSDAP einzu- 
treten: ,,Der Beamte im Reich Adolf Hitlers ist ~erwaltun~ssoldat. '~ 

Die massive antisemitische Propaganda stieß innerhalb der Reichs- 
finanzverwaltung auf weitgehende Zustimmung. Bei ihrer täglichen 
Arbeit begleitete die Finanzbeamten ein klares Feindbild: der Jude als 
,,Steuerbetrüger" und ,,Devisenschieber". Zum antisemitischen Credo 
seit Jahrzehnten gehörte auch die Vorstellung, der vermeintliche 
Reichtum der Juden beruhe auf der Ausbeutung der ,,deutschen Bevöl- 
kerung''. Damit wurde der Raub als Staatsnotwehr gewissermaßen le- 
gitimiert und ein womöglich schlechtes Gewissen damit beruhigt, man 
,,hole sich vom Juden ja nur das zurück, was er einem gestohlen habe" - 
eine Argumentation, die sich unterschwellig oder auch ganz offen in 
den zahllosen Erwerberbriefen wieder findet, die an den Fiskus ge- 
richtet wurden, um Häuser, Wohnungen oder Mangelwaren aus ,jüdi- 
schem Besitz" vom Finanzamt kaufen zu können. 

An der Spitze des Oberfinanzbezirks Darmstadt stand ein ausgewie- 
sener Antisemit: der 1883 geF~rene Dr. Hans Werth, 1936 von Hanno- 
ver nach Darmstadt versetzt. Er kam aus dem deutschnational-völki- 
schen Umfeld: Seit 1925 gehörte das Gründungsmitglied der 
,,Deutschnationalen Volkspartei" zu den Anhängern des ,,Alldeutschen 
Verbandes", einer Gruppierung, die 1923 an einem Notverfassungs- 
entwurf beteiligt war, der nach dem gelungenen Hitler-Putsch in Kraft 
treten sollte und die Entfjgnung der Juden unter Einweisung in Kon- 
zentrationslager forderte. 

30 Rundschreiben des Amts für Beamte der NSDAP, Kreisleihing Kassel, 30.10.1937, 
HHStA W, Abt. 520, Kst-11244146, Spruchkammerakte Adolf von Heppe. Heppe war 
Vorsteher des Finanzamts Kassel-Innenstadt. 

31 Der O-ident Hessen, Betr.: Mitarbeit der Beamten usw. in der NSDAP, 
7.10.1937, Nieder&hsisches Haupisiaakuchiv Hannover, En~enmgsakte Dr. 
Hans Werih. 

32 Zu Werih vgl. die bereits genannte Entnazifiaenmgsakte sowie seine Nachkriegs- 
P d a k t e  der Finanzverwaltung Hannover, Niededtchsisches HaqMaabmhiv 
Hannover, NDS 200, Acc. 2000144, Nr. 9. 

33 Vgl. Susanne Meinl, ,,Das gesamte bewegiiche und unbewegiiche VermOgen der in 
Deutschiand authältiichen Angehörigen des jüdischen Vollcstums ist bedhgdmt". 
Antisemitische Wirtschaftqqmganda und vOikische D&tahrphe in den ersten 
Jahren der Weimarer Republik, in: ,,Arisienmg" im Nationaisoziaiismus. Voksgemein- 
schait, Raub und Gedächtnis. Jahrbuch 2000 zur Geschichte und Wirkung des Holo- 
caust. Für das Fitz Bauer Institut hg. von h t r u d  Wojak und Peter Hayes, Frank- 
furih4, New York 2000, S. 31-58. 
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Abb. 4: Feindbild "Devisenschieber". Ein Propagandawagen des Zoll 
vor dem Kurhaus Wiesbaden, 1939 (Deutsche Zollbeamten- 
zeitung 1939) 

Sein Amt als Oberfhanzprhident führte Werth mit harter Hand. Er 
galt als strenger, aber fürsorglicher Vorgesetzter, der auch die Beamten 
vor Entlassungen und Schikanen schiitzte, die ,jüdisch versippt" waren. 
Wer als NS-Gegner jedoch sein Missfallen erregte, musste damit rech- 
nen, als ,,getarnter Jude" denunziert zu werden, wie dies beispielsweise 
dem Regierungsrat Nikolaus vom Finanzamt Friedberg geschah. 

Werth war besonders intensiv in die ,,Verwaltung und Verwertungbb 
des gestohlenen Gutes eingebunden; er scheute auch nicht &V% zu- 
rück, sich selbst zu bereichern, wie man später lesen können wird. 

Von den Vorstehern der Finamhter Gießen, Hungen und Grünberg 
liegen nur die Entnazifizierungsakten von Oberregierungsrat Wilhelm 
Schrnidt (Gießen) und Regierungsrat Max Beuthner (Hungen) vor. 
Beide tauchen bislang weder in den erhalten gebliebenen Verwertungs- 
akten, noch in den Berichten von Überlebenden als exponierte Antise- 
miten auf, sondern als brave Beamte, die wegen ihrer Amtstreue man- 
chen Kodikt mit den machthungrigen und korrupten NS-Funktionären 

34 Dies wird aus den Verwemingsakien insbesondere der Finamhter Offenbach und 
Friedberg deutlich, die im Staatsarchiv Damstadt aufbewahrt werden. 
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zu bewgltigen hatten if4d den vorrangigen Zugriff auf das ,Jüdische 
Vermögenbb einklagten. 

III. Der Fiskus und die ,legalisierte Auspliinderungu 

Das erklärte Ziel des NS-Regimes war zunächst die Flucht der Juden 
aus Deutschland. Die antisemitische Gesetzgebung zielte drauf ab, sie 
durch Verdrängung aus dem kulturellen, wissenschaftlichen und 
wirtschaftlichen Leben zum Verlassen des Landes zu bewegen, mög- 
lichst nach Übersee. Die Emigration zu erzwingen, bedeutete jedoch 
nicht zwangsliiufig, diese gleichzeitig durch institutionelle und logisti- 
sche Hilfeleistungen oder finanzielle Anreize zu firdern. Ganz im 
Gegenteil: Zahlreiche Abgaben und Bestimmungen, mittels der dem 
,,Auswanderndenbb möglichst viel seines Eigentums geraubt werden 
sollte, standen der politischen Intention scheinbar entgegen. 

Ein massives Hindernis für die deutschen Juden war vor allem die so 
genannte ,,Reichsfluchtsteuer", die bereits im Dezember 193 1 aus 
Angst vor weiterer Kapitalflucht aus Deutschland von der Regierung 
Brüning erlassen. Diese Zwangsabgabe betraf bis zum Mai 1934 alle 
diejenigen, die mehr als 200.000 RM Vermögen besaßen oder Ein- 
kommen von mehr als 20.000 RM erwirtschafteten. Die Höhe der 
Steuer betrug 25% des steuerpflichtigen Vermögens. Im Mai 1934 
wurden die Freibeträge auf 50.000 RM und 10.000 RM drastisch ge- 
senkt und dem Fiskus das Recht eingeräumt, rn Eintreibung der Steuer 
eine Sicherheitsleistung in Höhe der voraussichtlichen Reichs- 
fluchtsteuer einzufordern. 

Getrieben von der Angst, der Auswandernde könne sein Vermögen 
am Fiskus vorbei ins Ausland verbringen und um eine möglichst 
lückenlose Überwachung der potentiellen jüdischen ,,SteuerfMchtlinge" 
zu gewährleisten, so der Aktenduktus, waren die regionalen 
Finanzämter, Hauptzolliimter und die Devisenstellen rn engen Zu- 
v e n a r b e i t  mit den örtlichen Polizei- und MeldebebOrden angewie- 
sen. In die Überwachung der jüdischen Auswanderer wurden ab 1937 
auch Post, Reichsbahn, Makler und Spediteure einbezogen. 

35 Spmchkammedcten Max Beuthner (HHStA, Abt. 520, Gi-1727), Wilhelm Schmidt, 
(HHStA W, Ab. 520, Gi-Z, 930). Eine Studie zu den in die Verwaltung und Verwer- 
tung eingebundenen hessischen Finanzbeamten bekdet sich in Vorbereitung. 

36 Reichsfiucht Nr. 2 (Reinschrift des Steckbriefes), LA Beriin, A Rep 092, Nr. 45490, B1. 
172. 

37 Vgl. Dorothee Mußgnug, Die Reichsfluchtsteuer 1931 - 1953. Berlin 1993, S. 36 K 
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